12. FEBRUAR 2026 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 2025 über die Bewertung der Personalmitglieder der Dienste, die den Gerichtsbehörden beistehen


(Belgisches Staatsblatt vom 21. August 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


12. FEBRUAR 2026 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 2025 über die Bewertung der Personalmitglieder der Dienste, die den Gerichtsbehörden beistehen


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Aufgrund des Gerichtsgesetzbuches, des Artikels 287bis § 2 Absatz 3, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 7. Mai 2024 und abgeändert durch das Gesetz vom 8. Februar 2026, des Artikels 287bis § 2 Absatz 4, eingefügt durch das Gesetz vom 8. Februar 2026, des Artikels 287bis § 6 Absatz 5, eingefügt durch das Gesetz vom 8. Februar 2026, und des Artikels 287bis § 11, wieder aufgenommen durch das Gesetz vom 7. Mai 2024;

	Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 2025 über die Bewertung der Personalmitglieder der Dienste, die den Gerichtsbehörden beistehen;

	Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 12. Mai 2025;

	Aufgrund des Einverständnisses der Ministerin des Öffentlichen Dienstes vom 13. Juni 2025;

	Aufgrund des Einverständnisses des Ministers des Haushalts vom 8. Juli 2025;

	Aufgrund des Protokolls Nr. 561 vom 1. Juli 2025 mit den Schlussfolgerungen aus den innerhalb des Sektorenausschusses III - Justiz geführten Verhandlungen;

	Aufgrund des Protokolls Nr. 97 vom 1. Juli 2025 mit den Schlussfolgerungen aus den innerhalb des Verhandlungsausschusses für Greffiers, Referenten am Kassationshof, Referenten, Juristen bei der Staatsanwaltschaft und Kriminologen geführten Verhandlungen;

	Aufgrund der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat, des Artikels 3 § 1;

	Aufgrund der Dringlichkeit;

	In der Erwägung, dass der Königliche Erlass vom 2. Oktober 2025 über die Bewertung der Personalmitglieder der Dienste, die den Gerichtsbehörden beistehen, am 1. Januar 2026 in Kraft getreten ist und dass in vorliegendem Erlass Bestimmungen übernommen werden, die gemäß dem Gutachten Nr. 77.995/1/V des Staatsrates mangels ausreichender Rechtsgrundlage vorläufig aus dem Erlass weggelassen wurden;

	In der Erwägung, dass diese Bestimmungen nun eine Rechtsgrundlage im Gesetz vom 8. Februar 2026 finden;

	In der Erwägung, dass die Bewertungszyklen grundsätzlich am 1. Januar beginnen und dass in vorliegendem Erlass Bestimmungen übernommen werden, die Situationen betreffen, die zu Beginn des Bewertungszyklus auftreten, auch in Fällen, in denen dieser Zyklus nicht am 1. Januar beginnt;

	In der Erwägung, dass der Bewerter und das Personalmitglied sich aufgrund von Artikel 287bis § 2 Absatz 3 des Gerichtsgesetzbuches zu Beginn des Bewertungszyklus und vor der Planung auf die Funktionsbeschreibung einigen, wenn das Personalmitglied endgültig ernannt wird, angestellt wird, die Funktion wechselt, sein Unterstützungsparcours abgeschlossen wird oder nachdem ihm die Note "ungenügend" erteilt worden ist;

	In der Erwägung, dass der Bewerter und das Personalmitglied sich aufgrund von Artikel 287bis § 2 Absatz 4 des Gerichtsgesetzbuches auf der Grundlage der Funktionsbeschreibung und gegebenenfalls der angepassten Funktionsbeschreibung auf Leistungsziele und auf Ziele in Bezug auf die persönliche Entwicklung einigen;

	In der Erwägung, dass durch vorliegenden Erlass Situationen geregelt werden, in denen der Bewerter und das Personalmitglied sich trotz Vermittlung nicht auf die Funktionsbeschreibung oder auf Leistungsziele und auf Ziele in Bezug auf die persönliche Entwicklung einigen;

	In der Erwägung, dass diese Bestimmungen das gesamte System zur Bewertung des Gerichtspersonals mit den im föderalen öffentlichen Dienst geltenden Vorschriften in Einklang bringen;

	Auf Vorschlag der Ministerin der Justiz


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


	Artikel 1 - In Artikel 3 Absatz 3 des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 2025 über die Bewertung der Personalmitglieder der Dienste, die den Gerichtsbehörden beistehen, werden die Wörter "und unbeschadet des Artikels 287 § 2 des Gerichtsgesetzbuches und des Artikels 5 § 1" durch die Wörter "und unbeschadet der Artikel 287 § 2 und 287bis § 2 Absatz 4 des Gerichtsgesetzbuches" ersetzt.


	Art. 2 - Artikel 4 desselben Erlasses wird durch folgenden Satz ergänzt:

	"Scheitert die Vermittlung, so legt der Magistrat-Korpschef die Funktionsbeschreibung durch einen mit Gründen versehenen Beschluss fest."


	Art. 3 - In Artikel 5 § 1 desselben Erlasses werden die Absätze 1 und 2 wie folgt ersetzt:

	"Kann zwischen dem Bewerter und dem Personalmitglied kein Konsens über die in Artikel 287bis § 2 Absatz 4 des Gerichtsgesetzbuches erwähnten Leistungsziele und Ziele in Bezug auf die persönliche Entwicklung erzielt werden, bestimmt der für Justiz zuständige Minister oder sein Beauftragter ein Personalmitglied der Stufe A als Vermittler. Der Vermittler kann an der Vermittlung nur teilnehmen, wenn er in keiner Weise an der Erteilung der Note "ungenügend" beteiligt ist. Scheitert die Vermittlung, so legt der Magistrat-Korpschef auf der Grundlage der Funktionsbeschreibung und gegebenenfalls der angepassten Funktionsbeschreibung die Leistungsziele und die Ziele in Bezug auf die persönliche Entwicklung durch einen mit Gründen versehenen Beschluss fest."


	Art. 4 - Artikel 19 desselben Erlasses wird wie folgt abgeändert:

	1. In § 1 Absatz 2 werden zwischen den Wörtern "In Abweichung von Absatz 1" und den Wörtern "kann das Personalmitglied" die Wörter "und unbeschadet des Paragraphen 4" eingefügt.

	2. In § 1 Absatz 4 werden zwischen den Wörtern "In Abweichung" und den Wörtern "von Artikel 5 § 1" die Wörter "von Artikel 287bis § 2 Absatz 4 des Gerichtsgesetzbuches und" eingefügt.

	3. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

	"§ 4 - Ein Unterstützungsparcours ist Pflicht für Personalmitglieder, denen die Note "ungenügend" erteilt wird."


	Art. 5 - Der für Justiz zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 12. Februar 2026


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

